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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Gölter, Dr. Fuchs, Wohlrabe, Dr. Waigel, 
Dr. Hornhues, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Verfassungsmäßigkeit des VDS 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts des Verlaufs 
und der Beschlüsse der 25. Mitgliederversammlung des VDS 
die Verfassungsmäßigkeit dieses Studentenverbandes? 

2. Ist nach Ansicht der Bundesregierung beim neugewählten 
VDS-Bundesvorstand die Gewähr dafür gegeben, daß sich 
die Arbeit des Verbandes im Rahmen der freiheitlich-demo- 
kratischen Grundordnung des Grundgesetzes vollzieht? 

3. Ist die Bundesregierung der Überzeugung, daß sich jedes 
einzelne Mitglied des VDS-Bundesvorstandes zur freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes be- 
kennt? 

4. Sind der Bundesregierung Anhaltspunkte bekannt, die Zwei- 
fel an dieser Haltung bei einzelnen Mitgliedern begründet 
erscheinen lassen und ggf. bei welchen? 

5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß sich im Bereich 
des VDS ein volksfrontartiges Bündnis gebildet hat und die 
demokratisch-plurale Struktur des VDS nicht mehr besteht? 

6. Erwägt die Bundesregierung angesichts der von ihr ange- 
stellten Ermittlungen den VDS insgesamt oder einzelne Pro- 
jekte dieses Verbandes mit Steuergeldern zu unterstützen? 


Bonn, den 9. April 1973 


Pfeifer 
Dr. Probst 
Dr. Gölter 
Dr. Fuchs 
Wohlrabe 
Dr. Waigel 
Dr. Hornhues 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
Dr. Barzel f Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Verlauf und Ergebnisse der 25. Mitgliederversammlung des 
VDS haben deutlich gezeigt, daß sich dieser Verband immer 
weiter von der freiheitlich-demokratischen Grundordnung unse- 
res Grundgesetzes entfernt und daß es das Hauptziel des Ver- 
bandes ist, in den Hochschulen zu Klassenkampf und Radikalis- 
mus aufzurufen. Der VDS hat sich damit zu einer volksfront- 
artigen Bewegung entwickelt, deren Verfassungsmäßigkeit nicht 
mehr gegeben ist. Trotzdem hat sich die Bundesregierung zu 
einem Gespräch mit dem VDS über die Wiederaufnahme der 
Finanzierung dieses Verbandes bereiterklärt und damit Zweifel 
an ihrer Haltung gegenüber diesem Verband aufkommen las- 
sen. 
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